
tenzen auszustatten, also einen Gründungsausschuß zu berufen oder ihn

ohne solche rechtliche Selbständigkeit als Planungsobjekt des Kultusmi-
nisteriums - rechtlich schlicht als dessen Außenstelle - einzurichten.

Auch diese Entscheidung war umstritten. Der Kultusminister, durch ge-
wisse Verselbständigungstendenzen von Hochschulgruppen in Gründungs-
gremien auf dem Höhepunkt der Studentenbewegung in seiner neuen Ver-

antwortung beunruhigt, entschied sich für die zweite Lösung, und wieder-
um folgte ihm der Landtag mit der Verabschiedung des Gründungsge-
setzes einmütig. Damit wollte der Kultusminister vor allem dem ihm
erteilten Auftrag der Landesregierung gerecht werden, in kürzester
Frist die personellen und materiellen Voraussetzungen für die Eröff-

nung der Hochschule bereitzustellen. Er war auf das Beispiel seines

Amtskollegen in Rheinland-Pfalz, B. Vogel, hingewiesen worden, der
nach den bundesweiten Erfahrungen mit sich lange hinziehenden Grün-

dungsve rfahren um Trier-Kaiserslautern in bisher unerreicht kurzer
Frist den Lehrbetrieb hatte eröffnen können, indem er - gewiß auch aus
anderen Motiven - auf die direkte Einflußnahme der Verwaltung gesetzt
hatte .

Daraus resultierte, daß ein Gründungsbeirat mit nur empfehlenden Funk
tionen berufen wurde. Zugleich wurde die Planungsfähigkeit vor Ort
durch eine Projektgruppe, also eine dem Kultusministerium zugeordne-
te Planungseinheit, gestärkt. Die Projektgruppe nahm im September .
1970 ihre Arbeit auf. Sie fungierte zunächst auch als Geschäftsstelle
des neuen Hochschulkerns. Ihr Auftrag war umfassend. Er betraf die

Organisations- und Studiengangsplanung, die Personal-, Bau- und Bib-

liotheksplanung, Standortfragen, den Kontakt mit den bestehenden Ein-

richtungen und insgesamt die Zuarbeit für den Gründungsbeirat. Sie ar-
beitete als Team in Abstimmung mit dem Kultusministerium. Die Ge-
schichte ihrer Erfolge - und auch Mißerfolge - ist streckenweise die Ge-
schichte der Gesamthochschule selbst. Die folgende Darstellung be-
schränkt sich auf die Rahmenbedingungen der Gründungbis zur Aufnah-
me des Lehrbetriebes.

Zu diesen Rahmenbedingungen in hochschulpolitischer Hinsicht gehörte
ohne Zweifel der Gründungsbeirat. Er wurde im November 1970, also
nach der Projektgruppe, berufen. Ihm gehörten 7 Professoren, 4 Assi-
stenten, 7 Studenten, der Oberbürgermeister der Stadt Kassel, der Lei-
ter der Arbeitsgruppe Standortforschung, des späteren Instituts für re-
gionale Standortforschung und ein Repräsentant des Vereins Gesamthoch-
schule Kassel an. In ihm waren neben Vertretern der Hochschuleinrich-

tungen in Kassel vor allem auch Vertreter anderer hessischer Univer-
sitäten zu finden. Dies kennzeichnet wieder das Bemühen, einen "eigen-
ständigen Kernbereich zu entwickeln, bis nach genügenden Berufungen
auf die auswärtige Einwirkung verzichtet werden könnte. Er ist mehr-
fach neu zusammengesetzt worden. Aufgaben der zentralen Hochschulor-
gane sind auf ihn übergeleitet worden. Hier kann nur darauf hingewiesen
werden, daß im Kern die Auseinandersetzung darum ging, inwieweit die


